
Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag des 
Präsidenten des Obersten Gerichts der Deutschen Demokrati­
schen Republik. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Ausgangspunkt der vom Kassationsantrag mit Recht 

als falsch gerügten rechtlichen Würdigung des Bezirks­
gerichts war die Auffassung, daß bei der Abwägung 
des Schuldmaßes nicht von dem eingetretenen Schaden 
auszugehen sei, sondern allein von dem Verhalten der 
Parteien bei dem Vorfall, der den Schaden später aus­
gelöst habe. Diese Betrachtungsweise beruht auf einer 
Verkennung des § 254 BGB. Nach dieser Bestimmung 
müssen alle Umstände, die zu dem eingetretenen 
Schaden geführt haben, gegeneinander abgewogen 
werden, um daraus überhaupt erst feststellen zu 
können, in welchem Verhältnis die von dem Schädiger 
und dem Beschädigten vorgenommenen Handlungen 
oder Unterlassungen stehen.

Im vorliegenden Falle hat das Bezirksgericht bei der 
Abwägung der beiderseitigen Schuld nicht beachtet, 
daß das Vorgehen des Verklagten in keinem Verhältnis 
zu dem Verhalten der Klägerin stand. Es ist zwar 
richtig, daß die Beweisaufnahme ergeben hat, daß der 
Verklagte sich nicht zu den Ausschreitungen gegen die 
Klägerin hätte hinreißen lassen, wenn diese ihn nicht 
beleidigt und gereizt hätte. Keineswegs durfte aber der 
Verklagte in solch aggressiver und brutaler Weise auf 
das Verhalten der Klägerin reagieren. Der Verklagte 
hat so heftig auf die Klägerin eingeschlagen, daß sie 
erhebliche Kopfverletzungen erlitten hat. Ein schwerer 
körperlicher Angriff eines jungen Mannes gegen eine 
ältere Frau kann nicht als durch vorangegangene Be­
leidigungen entschuldigt angesehen werden. Die Tat­
sache, daß die Klägerin den Verklagten ständig be­
schimpft und gereizt hat, durfte deshalb nicht dazu 
führen, das Verschulden der Klägerin an dem eingetre­
tenen Schaden als überwiegend zu beurteilen. Das mit­
wirkende Verschulden der Klägerin konnte nur mit 
einem Viertel bewertet werden, wie es auch das Kreis­
gericht getan hat. Das Bezirksgericht hätte deshalb die 
Berufung als unbegründet zurückweisen müssen.

§ 9 GVG.
Für die Vergütungsansprüche eines Schädlings­

bekämpfers ist der Rechtsweg auch dann gegeben, 
wenn der Rat des Kreises die Schädlingsbekämpfung 
angeordnet und hierfür nur bestimmte Schädlings­
bekämpfer zugelassen hat. Der Hinweis des Rates des 
Kreises, die Vergütung des Schädlingsbekämpfers 
werde zwangsweise eingezogen werden, ist unbeacht­
lich.

OG. Urt. vom 22. Mai 1956 - 1 Zz 132/55.
Am 18. Mai 1953 ordnete der Rat des Kreises A. durch Ver­

öffentlichung in den Tageszeitungen eine Fliegenbekämpfungs­
aktion an. In der Veröffentlichung wurden die Betriebe und 
Einrichtungen genannt, die entwest werden mußten. Es wurden 
zwei Schädlingsbekämpfer angeführt, die die Bekämpfung 
durchzuführen hatten. Von diesen würden auch die Kosten bei 
den Grundstückseigentümern „eingezogen“. Bei Zahlungsver­
weigerung, so wird in der Veröffentlichung ausgeführt, sollten 
die Kosten zwangsweise eingezogen werden.

Im Zuge dieser Aktion führte der Kläger im Sommer 1953 
im Grundstück des Verklagten eine Fliegenspritzung durch. 
Da der Verklagte die Zahlung der Kosten verweigerte, er­
wirkte der Kläger am 11. Mai 1914 beim KreisgeriCht A. einen 
Zahlungsbefehl in Höhe von 37,50 DM nebst 4% Zinsen seit 
dem 1. August 1953.

Nach Widerspruch des Verklagten wies das Kreisgericht A. 
gemäß dessen Antrag mit Urteil vom 24. September 1954 die 
Klage wegen Unzulässigkeit des Rechtswegs ab. Es ist der 
Auffassung, daß es sich bei der angeordneten Aktion um eine 
Verwaltungsmaßnahme handele. Die dort angedrohte zwangs­
weise Einziehung der Kosten sei ein Verwaltungsakt. Gemäß 
§ 9 GVG gehöre deshalb die Streitsache nicht vor die ordent­
lichen Gerichte.

Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag des 
Generalstaatsanwalts, mit dem Verletzung des § 9 GVG ge­
rügt wird. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Dem Kreisgericht ist darin zuzustimmen, daß die 

Anordnung der Fliegenbekämpfungsaktion durch den 
Rat des Kreises A. vom 18. Mai 1953 eine Maßnahme 
der Verwaltung darstellt, durch die dieser im Rahmen 
seiner Funktion bestimmten Grundstückseigentümern 
auferlegt, im Verlaufe einer bestimmten Zeit ihre 
Grundstücke durch einen der in der Veröffentlichung 
genannten staatlich zugelassenen Schädlingsbekämpfer 
entwesen zu lassen. Wollte sich einer der genannten 
Grundstückseigentümer gegen die Zulässigkeit des Er­
lasses dieser Maßnahme des Rates des Kreises wenden

oder wollte er die Richtigkeit einzelner Teile der An­
ordnung, etwa die Höhe der festgesetzten Vergütung, 

anfechten, so wäre für eine solche Streitigkeit der 
ordentliche Rechtsweg nicht gegeben, weil es unzuläs­

sig ist, Verwaltungsmaßnahmen auf ihre Gültigkeit 
zu untersuchen. Die durch eine solche Maßnahme zwi­

schen dem Grundstücksbesitzer und dar Behörde ent­
standenen Rechtsverhältnisse sind verwaltungsrechtlich.

Das trifft jedoch nicht für das zwischen den Parteien 
des Rechtsstreits bestehende Rechtsverhältnis zu. Dessen 
Charakter zu erörtern und festzustellen, hat das Kreis­
gericht unterlassen. Es hat nicht beachtet, daß durch 
die Anordnung der Verwaltungsbehörde Rechtsver­
hältnisse durch Vereinbarung zwischen den Schäd­
lingsbekämpfern und den Grundstückseigentümern be­
gründet werden sollten, ähnlich dem eines Grund­
stückseigentümers mit dem ihm vom Wohnungsamt 
zugewiesenen Mieter. In solchen Fällen liegt zwar eine 
für bestimmte Bürger bindende Anweisung einer Ver­
waltungsstelle vor, mit einem anderen in gewisse 
rechtliche Beziehungen zu treten. Diese Beziehungen 
selbst sind aber zivilrechtlich, wenn die Rechte und 
Pflichten, die die Beteiligten gegeneinander haben, 
nicht anders sind als zwischen den an einem Vertrag 
Beteiligten, der ohne Veranlassung einer Behörde ab­
geschlossen worden ist. So lag es hier.

Der Grundstückseigentümer hatte nach der Anord­
nung des Rates des Kreises einen Schädlingsbekämpfer 
mit der Entwesung des Grundstückes zu betrauen und 
ihm — nicht dem Rate oder irgendeiner Dienststelle — 
die vorgeschriebene Vergütung zu zahlen. Die Parteien 
hatten also miteinander einen Werkvertrag abzu­
schließen und diesen zu erfüllen. Daß die durch die 
Parteien zu treffenden vertraglichen Abmachungen be­
reits in der Anordnung weitestgehend festgelegt wor­
den waren, ändert nichts an diesem Charakter des 
Vertrages. Die Dinge liegen hier anders als bei den 
Urteilen OGZ Bd. 2 S. 40 und S. 169, in denen das 
Oberste Gericht die Zulässigkeit des Rechtsweges ver­
neint hat. In diesen Fällen hatte der Rat des Kreises 
Torf und Pflanzkartoffeln — im ersten Fall zur un­
mittelbaren Versorgung der Bevölkerung, im zweiten 
Fall zur Versorgung der Kartoffeln pflanzenden Bauern 
— verteilt und sich hierbei der beteiligten Unterneh­
mer — eines Torfabbauers und eines Großhändlers — 
lediglich als Beauftragter bedient, die ausschließlich die 
Weisungen des Rates des Kreises zu erfüllen hatten. 
Im zweiten Falle war überdies das heute nicht mehr 
bestehende Lieferungsanweisungsverfahren angewen­
det worden.

Im vorliegenden Falle dagegen ist den Grundstücks­
eigentümern zwar die Pflicht der Schädlingsbekämp­
fung auferlegt und darüber hinaus angeordnet worden, 
daß sie sich hierzu nur zugelassener Schädlingsbekämp­
fer bedienen dürfen.

Es ist ihnen aber überlassen worden, mit einem die­
ser beiden zugelassenen Gewerbetreibenden einen Ver­
trag abzuschließen.

Es liegt also hier eine zwischen den Beteiligten ge­
troffene zivilrechtliche Vereinbarung vor, deren Not­
wendigkeit sich auf Grund eines rechtsetzenden Aktes 
des Rates des Kreises ergeben hat, aber keine unmittel­
bare Anweisung der Verwaltungsbehörde für den Ein­
zelfall. Für einen derartigen Vertrag ist der Rechts­
weg gegeben. Dem in der Anordnung enthaltenen Hin­
weis, im Falle der Zahlungsverweigerung werde die 
zwangsweise Einziehung der Kosten erfolgen, kommt 
keine rechtsschaffende Bedeutung zu. Der Rat des 
Kreises hatte sich über die Rechtsnatur der zwischen 
Hausbesitzer und Schädlingsbekämpfer entstehenden 
Beziehungen geirrt und für diese unrichtigerweise den 
Verwaltungsweg für zulässig gehalten. Der Hinweis ist 
also nicht geeignet, ein Verhältnis verwaltungsrecht­
licher Natur zu begründen oder etwa den Schluß zu 
rechtfertigen, daß es sich bei den Kosten der Eijt- 
wesung um Verwaltungsgebühren handelt. Dagegen 
spricht die Bestimmung, daß die Kosten von den Per­
sonen eingezogen werden, die mit der Entwesung be­
auftragt waren. Durch den irrigen Hinweis konnte die 
Zulässigkeit des Rechtsweges nicht ausgeschlossen wer­
den. Über die Zulässigkeit des Rechtsweges entscheiden 
nach § 10 GVG die Gerichte, nicht die Verwaltungs­
stellen.

Nach alledem verletzt das Urteil des Kreisgerichts 
den § 9 GVG und war deshalb aufzuheben.
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